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Der Föderalismus wird der Öffentlichkeit derzeit bei der Bekämpfung der COVID-19-Pandemie eindrucksvoll vor Augen ge-

führt. Im Steuerrecht deutet sich Ähnliches an. Es geht um die Grundsteuer. Bisher haben sich nur sieben Bundesländer dazu

entschlossen, das von Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorgeschlagene Modell für die Bemessung der Grundsteuer anzu-

wenden. Neun Bundesländer nutzen die Möglichkeit der „Öffnungsklausel“ und gestalten die Grundsteuer nach eigenen Vor-

stellungen. Der Bundesfinanzminister erklärte zur Neuregelung der Grundsteuer: „Es wird einfacher, es wird digitalisierbar,

und es wird nicht zu einer Erhöhung des Steueraufkommens kommen“ (https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/

2019/kw26-de-grundsteuer-648982). In der BT-Drs. 19/95358 ist Aufkommensneutralität von der Bundesregierung wie folgt

definiert: „Die Steuermesszahlen zur Reform der Grundsteuer werden so gewählt, dass bei unveränderten Hebesätzen die

Größenordnung des Grundsteueraufkommens, das vom Arbeitskreis ,Steuerschätzungen , für das Jahr der Bewertung ge-

schätzt wurde, beibehalten wird“ (BT-Drs. 19/95358, Frage 12). Einfacher, aufkommensneutral – wer soll das glauben?

Entscheidungen

EuGH: Die polnische Einzelhandelssteuer

und die ungarische Werbesteuer versto-

ßen nicht gegen das Beihilferecht der

Union

Mit einem Gesetz, das am 1.9.2016 in Kraft

trat, führte Polen eine Einzelhandelssteuer ein.

Bemessungsgrundlage war der 17 Mio. polni-

sche Zloty (PLN) (ungefähr 4 Mio. Euro) über-

steigende monatliche Umsatz aus dem Einzel-

handelsverkauf von Waren an Verbraucher. Es

gab zwei Steuersätze: einen Satz von 0,8 % für

den monatlichen Umsatz zwischen 17 Mio.

und 170 Mio. PLN und einen Satz von 1,4 %

für den darüber hinausgehenden Teil des Um-

satzes.

Am Ende des mit Beschluss vom 19.9.2016 in Be-

zug auf diese Maßnahme eingeleiteten förmli-

chen Prüfverfahrens stellte die Europäische

Kommission mit Beschluss vom 30.6.2017 fest,

dass diese progressive Steuer eine mit dem Bin-

nenmarkt unvereinbare staatliche Beihilfe dar-

stelle, und gab Polen auf, mit Wirkung vom

30.6.2017 alle ausgesetzten Zahlungen dieser

Steuer zu annullieren.

Mit Urteil vom 16.5.2019 hat das von Polen

angerufene Gericht der Europäischen Union

zum einen den Beschluss zur Einleitung des

förmlichen Prüfverfahrens und zum anderen

den Negativbeschluss betreffend Polen für

nichtig erklärt. Es hat ausgeführt, die Kommis-

sion habe zu Unrecht angenommen, dass die

Einführung einer progressiven Steuer auf den

Umsatz aus dem Einzelhandelsverkauf von

Waren den Unternehmen, deren damit ver-

bundener Umsatz nicht besonders hoch sei,

einen selektiven Vorteil verschaffe, und sie ha-

be nach der Aktenlage zum Zeitpunkt des Er-

lasses des Beschlusses zur Einleitung des

förmlichen Prüfverfahrens die fragliche steuer-

liche Maßnahme in diesem Beschluss nicht

vorläufig als neue Beihilfe einstufen dürfen,

ohne sich darauf zu stützen, dass insoweit be-

rechtigte Zweifel bestünden.

Ungarn führte mit einem Gesetz, das am

15.8.2014 in Kraft trat, eine progressive Steuer

auf Einkünfte ein, die in Ungarn mit der Ver-

breitung von Werbung erzielt werden. Diese

Steuer auf den Nettoumsatz von Unternehmen,

die in Ungarn Werbung verbreiten (Herausge-

ber von Printmedien und audiovisuellen Me-

dien, Anzeigendienste), umfasste zunächst

sechs und später zwei progressiv nach dem

Umsatz gestaffelte Sätze und sah vor, dass

Steuerpflichtige, deren Gewinn vor Steuern im

Geschäftsjahr 2013 gleich null oder negativ

war, 50 % der aus früheren Geschäftsjahren

vorgetragenen Verluste von ihrer Bemessungs-

grundlage abziehen konnten.

Am Ende des mit Beschluss vom 12.3.2015 in

Bezug auf diese Maßnahme eingeleiteten

förmlichen Prüfverfahrens stellte die Kommis-

sion mit Beschluss vom 4.11.2016 fest, dass

die fragliche steuerliche Maßnahme Ungarns

sowohl wegen ihrer progressiven Struktur als

auch wegen der mit ihr verbundenen Mög-

lichkeit des Abzugs vorgetragener Verluste

eine mit dem Binnenmarkt unvereinbare

staatliche Beihilfe darstelle, und ordnete die

unverzügliche und effektive Rückforderung

der gezahlten Beihilfen von den Empfängern

an.

Mit Urteil vom 27.6.2019 hat das von Ungarn an-

gerufene Gericht den letztgenannten Beschluss

mit der Begründung für nichtig erklärt, die Kom-

mission habe zu Unrecht angenommen, dass

die fragliche steuerliche Maßnahme und der Me-

chanismus der teilweisen Abzugsfähigkeit vor-

getragener Verluste selektive Vorteile darstell-

ten.

Mit zwei Urteilen vom 16.3.2021 weist der Ge-

richtshof (Große Kammer) die von der Kommis-

sion gegen die angefochtenen Urteile eingeleg-

ten Rechtsmittel zurück. Die Kommission hat mit

ihren Rechtsmitteln insbesondere geltend ge-

macht, das Gericht habe gegen Art. 107 Abs. 1

AEUV verstoßen, als es entschieden habe, dass

der progressive Charakter der jeweiligen Um-

satzbesteuerung zu keinem selektiven Vorteil

führe.

Der Gerichtshof weist in seinen Urteilen die

Rügen der Kommission zurück und bestätigt

damit für den Bereich der staatlichen Beihilfen

den in Bezug auf die Grundfreiheiten des Bin-

nenmarkts aufgestellten Grundsatz, dass es

den Mitgliedstaaten beim gegenwärtigen

Stand der Harmonisierung des Steuerrechts

der Union freisteht, das ihnen am geeignets-

ten erscheinende Steuersystem einzuführen,

so dass die Anwendung einer an den Umsatz

anknüpfenden progressiven Besteuerung in

das Ermessen jedes Mitgliedstaats fällt, sofern

die grundlegenden Merkmale der fraglichen

Maßnahme kein offensichtlich diskriminieren-

des Element aufweisen.

Würdigung durch den Gerichtshof

Einleitend weist der Gerichtshof darauf hin,

dass die Einstufung einer allgemeinen Maß-

nahme als „staatliche Beihilfe“ im Sinne von

Art. 107 Abs. 1 AEUV von der Selektivität des

durch die betreffende Maßnahme gewährten

Vorteils abhängt, was bedeutet, dass der Klä-

rung bedarf, ob diese Maßnahme geeignet

ist, „bestimmte Unternehmen oder Produkti-

onszweige“ gegenüber anderen Unternehmen

oder Produktionszweigen zu begünstigen, die

sich im Hinblick auf das mit der fraglichen

Regelung verfolgte Ziel in einer vergleichba-

ren tatsächlichen und rechtlichen Situation

befinden und somit eine unterschiedliche Be-

handlung erfahren, die der Sache nach als

diskriminierend eingestuft werden kann. Ins-

besondere muss die Kommission, wenn es

sich um eine nationale steuerliche Maßnahme

handelt, zunächst das Referenzsystem, also

die in dem betreffenden Mitgliedstaat gelten-

de „normale“ Steuerregelung, ermitteln und

dann dartun, dass die in Rede stehende steu-
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